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   Die drei Titelthemen dieser Ausgabe:

Am Samstag, dem 26. Februar, traf sich die mittelsächsische LINKE zu ihrem Kreisparteitag. Im Mittelpunkt stand 
die Wahl eines neuen Kreisvorstandes. An der Beratung nahmen die beiden Ko-Vorsitzenden des sächsischen 
Landesverbandes, Susanne Schaper und Stefan Hartmann (in unserem Bild im Vordergrund Mitte und links), teil. 

Wiedergewählt als Kreisvorsitzende wurde Marika Tändler-Walenta (rechts im Bild). 
Zwei Tage zuvor hatte Russlands Präsident Wladimir Putin den brutalen Überfall auf die Ukraine angeordnet - ein groß 
angelegter russischer Angriffskrieg hat begonnen. Der Kreisparteitag protestierte eindrucksvoll, wie unser Bild belegt.

1. Berichtet:

Kreisparteitag und Nominierung des 
Landratskandidaten der LINKEN

3. Zurückgeblickt:

Der Internationale Frauentag in  
Freiberg und Königshain-Wiederau 

2. Dokumentiert:

Ergebnisse der Sitzung des  
Kreistages vom 2. März

Bildquelle: Flickr
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Liebe Leserinnen und Leser,

die Welt ist inzwischen im doppelten Sinne nicht 
mehr die, die sie einmal war. Nachdem vor zwei 
Jahren die Corona-Pandemie um sich griff und wir 
in ihren Bann gerieten, gibt es seit wenigen Wochen 
Krieg in Osteuropa. Bereits im Februar 2014 brach 
ein regionaler bewaffneter Konflikt aus, als russische 
Streitkräfte unter Bruch der europäischen Friedens-
ordnung auf der ukrainischen Halbinsel Krim einmar-
schierten und Russland diese annektierten. Durch 
den Aufbau prorussischer bewaffneter Milizen in den 
ostukrainischen Regionen Donezk und Luhansk mit 
Unterstützung regulärer russischer Truppen wurde 
die Lage weiter verschärft und konnte erst durch 
die Minsker Abkommen im September 2014 und 
Februar 2015 als lokaler Konflikt stabilisiert werden. 
Seit dem 24. Februar erleben wir eine groß ange-
legte russische Invasion der Ukraine. Täglich gibt es 
neue Schreckensmeldungen eines erbarmungslosen 
Krieges und einer sich anbahnenden humanitären 
Katastrophe. Wir gehen mit mehreren Artikeln auf 
den Seiten -2-, -3- und -12- darauf ein.
Am 26. Februar kamen Genossinnen und Genossen 
des Kreisverbandes zum Kreisparteitag und der 
Nominierungsveranstaltung des Landratskandidaten 
der LINKEN zusammen. Im Titelthema -1- auf den 
Seiten -3- und -4- berichten wir ausführlich in Wort 
und Bild. Als Landratskandidaten wird der Kreisver-
band der LINKEN den parteilosen Augustusburger 
Bürgermeister Dirk Neubauer unterstützen, was 
auf der Kreiswahlversammlung durch Akklamation 
durch die Anwesenden einheitlich unterstützt 
wurde.
Derweil ist die im sächsischen Landesverband 
der LINKEN seit 2020 geführte Strukturdebatte 
in die Zielgerade eingebogen. Der neu gewählte 
Kreisvorstand hat sich auf seiner ersten Sitzung 
online ausführlich damit beschäftigt. Zugeschaltet 
war Tim Detzner, der Stadtvorsitzende in Chemnitz, 
der Mitglied der von Landesvorstand berufenen 
Arbeitsgruppe „Strukturreform“ ist. Zum aktuellen 
Stand informieren wir auf Seite -5-. 
In unserem Titelthema -2- wertet der Vorsitzende 
der Linksfraktion im mittelsächsischen Kreistag, 
Gottfried Jubelt, die Sitzung des Kreistages vom 2. 
März aus.
Unser drittes Titelthema ist dem Internationalen 
Frauentag gewidmet. Wir berichten auf Seite -8- über 
die Frauentagsfeier der Ortsverbände Freiberg und 
Brand-Erbisdorf im Freiberger Hotel „Regenbo-
genhaus“ und von der Ehrung von Clara Zetkin in 
ihrem Geburtsort Wiederau und auf Seite -9- von 
der Verleihung des alternativen Frauenpreises des 
Kreisverbandes.
Der Überfall Russlands auf die UIkraine ist im wei-
teren Sinne auch Gegenstand unseres 74. Beitrags 
unserer Serie zur politischen Bildung und Informati-
on auf Seite -10-. Achim Grunke schreibt zum Thema 
„Der Krieg und das Volkerrecht“. 
Unsere Serie, in der wir jeweils über den Inhalt der 
aktuellen Ausgabe der „LinksWorte“ vor 14 Jahren 
berichten, wird ebenfalls fortgesetzt. 
 Unseren Leserinnen und Lesern wünschen wir eine 
interessante und anregende Lektüre.

aus der redaktion

Erscheinungstag der nächsten gedruckten Ausgabe 
der „Mittelsächsischen LinksWorte“ ist Mittwoch, der 
20. April 2022. Redaktionsschluss ist am Mittwoch, 
dem 13. April. Unsere Leser bitten wir darum, für 
den Druck und die Verteilung der „Mittelsächsischen 
LinksWorte“ an die Ortsverbände der LINKEN und die 
Bürgerbüros der LINKEN im Landkreis Mittelsachsen 
zu spenden.
Spendenempfehlung: 12,00 Euro als Jahresbeitrag. 
Geldspenden unter Angabe des Verwendungszwecks 
„Spende für LinksWorte“ sind auch unter folgender 
Bankverbindung möglich:

 
DIE LINKE. Mittelsachsen 
Sparkasse Mittelsachsen

  IBAN: DE 87 8705 2000 3115 0282 10
BIC: WELADED1FGX

Kritische und polemische Zuschriften sind von der  
Redaktion ausdrücklich erwünscht. Bei Veröffentlichung 
bringen sie jedoch nicht in jedem Fall die Meinung der 
Redaktion zum Ausdruck. 
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von Hans Weiske

Was das schleichende Ende der Sowjetunion 
unter Gorbatschow  und die Sturzgeburt der  
Russischen Föderation unter Jelzin betrifft, 
habe ich in meinem Leben schon einiges 

verkraften müssen. Doch was jetzt in der Ukraine passiert, 
sprengt für mich jeden Rahmen. 
Als ich Ende der siebziger Jahre bis Sommer 1980 in 
Moskau studierte, war der von schwerer Krankheit 
gezeichnete Leonid Iljitsch Breschnew sowjetisches 
Partei- und Staatsoberhaupt. In die Zeit fiel die militärische 
Intervention in Afghanistan und der Boykott der 
Olympischen Sommerspiele 1980 in Moskau durch die 
USA und 64 weitere Nationen. Ich fühlte mich damals als 
Gast der Sowjetunion mit ihren offenherzigen Bürgern 
und deren scheinbar „wahren russischen Seele“, auch 
wenn sie aus anderen Sowjetrepubliken kamen. Man lebte 
billig und sicher, an manchem fehlte es, aber ein gewisses 
Lebensglück war da. Dann kam nach den 1982 bis 1985 
amtierenden „Kurzzeit-Parteichefs“ Juri Andropow und 
Konstantin Tschernenko in den Jahren 1982 bis 1985 
zunächst Michail Gorbatschow und mit seinem Totengräber 
Jelzin das schleichende Ende der Sowjetunion. Meine 
Besuche bei Freunden in der Sowjetunion und die engen 
brüderlichen Kontakte zu den sowjetischen Streitkräften in 
der DDR in den Achtzigern fanden mit der politische Wende 
ein jähes Ende. 
Meine Russisch-Kenntnisse halfen mir, nach der Wende 
ins sogenannte „Russland-Geschäft“ einzusteigen. Ich war 
im Auftrag eines Bildungsunternehmens ab 1992 mehrere 
Wochen im Jahr auf Dienstreisen in Moskau, St. Petersburg 
und Irkutsk unterwegs und begleitete umgekehrt Gruppen 
von Führungskräften und Fachleuten der russischen 
Eisenbahn bei Weiterbildungskursen in Deutschland. Ich 
fühlte mich mit Herz und Verstand wie ein „deutscher 
Russe“ und vieles, was ich im Russland der Neunziger Jahre 
sah, bewegte mich sehr. Denn für das Land war es unter 
dem „ersten frei gewählten Präsidenten“ Boris Jelzin eine 
schlimme Zeit. Hyperinflation mit 100.000-Rubel-Scheinen, 
Halbierung des Bruttonationaleinkommens, Siegeszug der 
Oligarchen, der erste Tschetschenienkrieg und schließlich 
der russische Staatsbankrott am 17. August 1998, der 
auch meiner unternehmerischen Tätigkeit in Russland ein 
jähes Ende setzte.
Auf einer Geberkonferenz in St. Petersburg lernte ich 
1993 den damaligen Leiter der Abteilung Internationale 
Verbindungen in der St. Petersburger Stadtverwaltung 
kennen, einen gewissen Wladimir Putin. Als ehemaliger 
KGB-Offizier in Dresden war er hellhörig geworden, 
als ich in meinem Wortbeitrag auf der Konferenz von 
„Chemnitz“ sprach. Er kam auf mich zu und machte 
einen blendenden Eindruck. Putin strotzte vor Energie, 
zeigte sich mir gegenüber warmherzig und demonstrierte 
Umsetzungsstärke, die ihn bald zum Vizebürgermeister von 
St. Petersburg aufsteigen lies.  Später erfuhr ich, dass er 
von Anatoli Sobtschak, dem damaligen St. Petersburger 
Bürgermeister und Jelzin-Freund, in die Stadtverwaltung 
geholt worden war. Sobtschak war vorher Professor 
für Rechtswissenschaft an der Universität Leningrad 
und Putin (wie übrigens auch Dmitri Medwedjew) 
einer seiner Studenten.  1996 verlor Sobtschak völlig 
überraschend die Bürgermeisterwahl, was auch das 
St.-Petersburger Ende für Putin bedeutete, womit er  
endgültig aus meinem Horizont verschwand. Aber da 
war ja in Moskau noch der Präsident Boris Jelzin! Er holte 
Putin im August 1996 in die russische Hauptstadt, wo 
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er über die Stationen Kreml-Liegenschaftsverwaltung, 
Präsidialverwaltung und Direktor des russischen 
Inlandsgeheimdienstes im August 1999 als 
Wunschkandidat Jelzins mit knapper Mehrheit zum 
russischen Ministerpräsidenten gewählt wurde. Kurz nach 
seiner Wahl leitete Putin als Politiker die militärischen 
Aktionen des zweiten Tschetschenienkrieges und steigerte 
damit seine Umfragewerte enorm. Am 31. Dezember 
legte Jelzin für alle - aber nicht für Putin - überraschend 
sein Amt nieder und Putin übernahm verfassungsgemäß 
am 1. Januar 2000 geschäftsführend die Amtsgeschäfte 
des Präsidenten der Russischen Föderation. Am 26. 
März 2000 fanden Präsidentschaftswahlen statt, die er 
im ersten Wahlgang mit rund 53 Prozent der Stimmen 
gewann.
Was dann folgte ist gut bekannt. Putin genoss bei der 
großen Mehrheit der Russen ein hohes Ansehen, weil es 
wirtschaftlich und mit dem Lebensniveau der Menschen 
aufwärts ging und die Macht der Oligarchen beschnitten 
wurde. Zu Beginn seiner Amtszeit als russischer Präsident 
erklärte er die Notwendigkeit der Zusammenarbeit 
Russlands mit dem Westen. Aus dem Jahr 2000 stammen 
seine Worte, Russland sei Teil der europäischen Kultur 
und er könne sich die NATO nicht als Feind vorstellen. 
Selbst nach dem Beitritt der baltischen Staaten im Jahr 
2004 betonte er, dass sich die Beziehungen Russlands 
zur NATO positiv entwickeln. Die Kehrseite der Medaille: 
Putins zunehmender Hang zu Träumereien über ein 
„großrussisches Reich“. Nach der schrecklichen 
Geiselnahme im Moskauer Dubrowka-Theater im 
Herbst 2002 setzte er seine kompromisslose Linie in 
der Tschetschenienfrage fort. In den darauffolgenden 
Jahren erlangten die russischen Truppen die Kontrolle 
in Tschetschenien. Mit seiner Rede auf der Münchener 
Sicherheitskonferenz 2007 vollzog er die Wende zu einer 
rigorosen Abgrenzung von den USA und der NATO. Noch 
gut in unser aller Erinnerung: die Annexion der Krim ab 20. 
Februar 2014 und der Krieg im Donbas ab 13. April 2014. 
Und jetzt die groß angelegte russische Invasion 
gegen die Ukraine. Ich muss ehrlich gestehen, die 
zunehmende Distanzierung Putins gegenüber den USA 
und der NATO im vergangenen Jahrzehnt habe ich noch 
nachvollziehen können, bei der Annexion der Krim und 
der Entfachung eines bewaffneten Konfliktes im Osten 
der Ukraine wurde es mir schon mulmig. Die von Putin 
und seinem Außenminister herangezogenen historischen 
Begründungen kann ich nicht nachvollziehen, sie sind 
größtenteils an den Haaren herbeigezogen. Selbst 
als gewaltige russische Truppenkontingente an der 
ukrainischen Grenze zusammengezogen wurden, war 
ich immer noch der Meinung, man wolle nur die Muskeln 
spielen lassen und im äußersten Falle sollten die Krim und 
die selbsternannten separatistischen „Volksrepubliken“ 
in Donezk und Luhansk militärisch „abgesichert“ werden. 
Leider wurde ich eines Besseren belehrt. Inzwischen 
zeigt sich, dass die humanitäre Notlage von Millionen 
Ukrainern entlang der Konfliktlinien in dauerhafte Armut 
umzuschlagen droht.
Dass aus einem scheinbaren Biedermann, kommt er an 
die Macht, ein Tyrann und Kriegstreiber werden kann, 
hat die Geschichte schon mehrfach bewiesen. Dass aber 
die Mehrheit der Russen das Spiel mit der „begrenzten 
militärischen Spezialaktion“ zur Befriedung der Ukraine 
scheinbar nicht durchschaut, macht mich fassungslos. 
Putins Krieg ist kein Krieg der Russen - er ist ein von einem 
Despoten vom Zaune gebrochener völkerrechtswidriger, 
mörderischer Krieg gegen unschuldige Menschen.

die forderungen der linkspartei gegen den russischen angriffskrieg

Im August 1924, um den 10. Jahrestag des Kriegsbeginns, 
finden in ganz Deutschland Massendemonstrationen 
statt, zu denen – seit 1920 jedes Jahr – der Aktionsaus-
schuss der „Nie wieder Krieg Bewegung“ aufgerufen hat. 
			   Mit dem Plakat für die 
“Sozialistische Arbeiterjugend“ in Leipzig schafft Kä-
the Kollwitz das bis heute wohl bekannteste deutsche 
Anti-Kriegsplakat, das auch in der Friedensbewegung der 
1970er und 1980er Jahre immer wieder genutzt wurde. 
Die Ursache für diese enorme Wirksamkeit ist sicher nicht 
nur im Formal-Ästhetischen, sondern mehr noch in der Art 
zu suchen, wie die Künstlerin das Thema bewältigt hat. 
			   Ein junger Mann erhebt mit 
leidenschaftlicher Gebärde die Hand zum Schwur, sein Arm 
ist, die ganze Bildhöhe ausfüllend, emporgereckt; die linke 
Hand hat er zur Bekräftigung des Eids auf sein Herz gelegt 
und sein Mund ist aufgerissen zu dem Ruf: »Nie wieder Krieg!«  
			   Eindringlich hat dieser be-
schwörende Appell, durch den Käthe Kollwitz den Betrach-
ter zur Identifikation auffordert, in dem Jungen Gestalt ange-
nommen. Dieser steht gegen einen scharfen Wind gewandt, 
die Haare wehen, sein Gesichtsausdruck verrät äußerste Anspannung. Die Darstellung wird – graphisch ideal gelöst – 
durch die schwungvolle Handschrift der Kollwitz ergänzt. Der das Bild beherrschende, hochgereckte Arm überschneidet 
teilweise das von der Kollwitz zweimal kräftig unterstrichene Wort ›Krieg‹ und dient so gleichzeitig als Ausrufezeichen. 
		  So wenig sie ihre individuelle künstlerische Handschrift für ein Plakat zurücknimmt, so sehr 
bleibt sie sich auch in dem von ihr handgeschriebenen Schwur treu. Gerade darin mag das subjektive und emotio-
nale Erscheinungsbild dieses Antikriegsplakates »Nie wieder Krieg« seine Wirkung begründen.

							              Text: Käthe Kollwitz Museum Köln

Auch der sächsische Landesvorstand der LINKEN und 
die Abgeordneten der LINKEN im Sächsischen Landtag 
protestieren unter der Losung „Putin stoppen, 
Kriegstreiber sanktionieren, Kriegsopfern 
helfen – demokratische Widerstandskraft statt 
Wettrüsten!“ gegen den völkerrechtswidrigen Angriff 
Russlands auf die Ukraine. Er kann auf der Themen-
seite des Landesverbandes im Internet nachgelesen 

werden.

aktuell wie selten zuvor
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Am Samstag, dem 26. Februar, fand in der „Alten Baumwolle“ in Flöha ein Kreisparteitag und die Nominie-
rungsveranstaltung für den Landratskandidaten der LINKEN statt. Die Hauptaufgabe des Parteitages war die 
Wahl eines neuen Kreisvorstandes. Von der Veranstaltung ging die energische Forderung nach dem unverzügli-
chen Rückzug der russischen Truppen aus der Ukraine aus. (siehe dazu auch unsere Titelseite).
Auf der Grundlage eines einstimmigen Beschlusses des „alten“ Kreisvorstandes wurde der im Anschluss an 
den Parteitag einberufenen Kreiswahlversammlung vorgeschlagen, den parteilosen Augustusburger Bürger-
meister Dirk Neubauer als Landratskandidaten der LINKEN zu nominieren. Dieser konnte wegen häuslicher 
Quarantäne nicht an der Veranstaltung teilnehmen, war aber mit einer online vorgetragenen Videobotschaft im 
Tagungssaal zugeschaltet. Seine Kandidatur wurde per Akklamation bestätigt.  

                                        die mittelsächsische linke wählt einen neuen kreisvorstand und unterstützt die landrats     ---     kandidatur von dirk neubauer aus augustusburg

Nach der Eröffnung durch die Kreisvorsitzende Mari-
ka Tändler-Walenta wurden die Teilnehmer des Kreis-
parteitages durch den Oberbürgermeister der Großen 
Kreisstadt Flöha, Volker Holuscha, begrüßt. Er war 
bereits Im Februar von seinem Ortsverband der LIN-
KEN erneut als Oberbürgermeister-Kandidat nomi-
niert worden. Die „LinksWorte“ berichteten. 

Nach der Konstituierung des Kreisparteitages sprach 
die Kreisvorsitzende Marika Tändler-Walenta. Ne-
ben einer Bilanz des Kreisverbandes in der vergange-
nen Wahlperiode - fast durchgängig geprägt durch die 
Pandemie - richtete sie den Blick auf die Schwerpunk-
te dieses Jahres mit den Landrats- und Bürgermeis-
terwahlen in der Mehrheit der 53 Kommunen des 
Landkreises Mittelsachsen.

Viel Prominenz auf dem Kreisparteitag. Die beiden 
Landesvorsitzenden Susanne Schaper und Stefan 
Hartmann nahmen teil. Stefan Hartmann, der nach sei-
ner Kandidatur als Direktkandidat im Bundestagswahl-
kreis „Mittelsachsen“ im vergangenen Jahr Mitglied 
unseres Kreisverbandes geworden ist, hielt eine Rede, 
in welcher er den Standpunkt des Landesvorstandes 
zur Aggression Russlands gegen die Ukraine erläuterte.  

Oberes Bild: Die beiden Landesvorsitzenden Susanne Schaper (rechts) und Stefan Hartmann (2.v. links) 
gratulieren der in Einzelwahl zur Kreisvorsitzenden gewählten Marika Tändler-Walenta (Döbeln-Roßwein, 
links), deren beiden Stellvertreter*innen Angelika Schubert und Arndt Scharfenstein (beide Brand-
Erbisdorf, 2. u. 3. v. rechts) und Schatzmeister Hans Weiske (Flöha, 3. v. links).

Unteres Bild: In den neuen Kreisvorstand wurden 12 Genossinnen und Genossen gewählt. 
Von links nach rechts Peter Emmrich (Waldheim-Hartha), Hans Weiske, Arndt Scharfenstein, 
Tobias Krause (Frankenberg), Tiffany Dietze (Penig-Lunzenau), Marika Tändler-Walenta, Jörg 
Hommel (Frankenberg), Dieter Erler (Rochlitz) Marina Morgenstern (Flöha) und Angelika 
Schubert. Nicht im Bild Sieglinde Moschke und Kerstin Saupe (beide Döbeln). Am Tisch der 
Versammlungsleitung ganz rechts der Landesgeschäftsführer Lars Kleba (Brand-Erbisdorf).   
(In Klammern die jeweiligen Ortsverbände)   

Zum vierten Male vergab DIE 
LINKE Mittelsachsen anlässlich des 
Internationalen Frauentages einen 
alternativen Frauenpreis. (Siehe dazu 
Seite-9-). Auf dem Kreisparteitag  
wurden von der Kreisvorsitzenden 
Marika Tändler-Walenta mit Rita 
Hillmann aus Oederan und Regina 
Kluge aus Rechenberg-Bienenmühle 
zwei Genossinnen mit einem Ehrenpreis 
ausgezeichnet. Damit wurden zwei Frauen 
geehrt, welche sich in ihren gesamten 
bisherigen Leben sowie auch heute 
noch im hohen Alter, gesellschaftlich auf 
verschiedenen Gebieten engagieren. 
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In unserer Februar-Ausgabe war die Strukturdebat-
te im sächsischen Landesverband der LINKEN ein  
Titelthema. Inzwischen befindet sie sich kurz vor ih-
rem Abschluss. Dazu wurde vom Landesvorstand ein 
parteiinternes Material zur Zusammenfassung des bis-
herigen Standes der Strukturdebatte herausgegeben.
Anfang dieses Jahres formulierte die Arbeitsgruppe 
„Strukturreform“ - „noch bleibt Zeit, so breit und inten-
siv wie möglich noch einmal in die Debatte  zu gehen.“ 
Dazu wurde von den Genossinnen und Genossen der 
Arbeitsgruppe angeboten, zeitnah an den Kreis- oder 
Stadtvorstandssitzungen oder sonstigen Beratungen 
und Veranstaltungen in den Stadt-, Kreis- und Orts-
verbänden bzw. landesweiten Zusammenschlüssen 
teilzunehmen, um über die vorliegenden Vorschläge 
und Möglichkeiten von Strukturanpassungen zu dis-
kutieren.
Diese Möglichkeit wurde von unserem Kreisverband 
genutzt. Debattenparner der ersten Online-Sitzung 
des neu gewählten Kreisvorstandes war Tim Detzner 
als Mitglied der Arbeitsgruppe „Strukturreform“. Tim 
Detzner ist Vorsitzender des Stadtverbandes Chem-
nitz der LINKEN. Er informierte uns über den aktuellen 
Stand der Strukturdebatte. Diese wird u.a. geprägt 
von einem demografisch bedingten Mitgliederrück-
gang und den kurzfristigen, umbruchsartigen Heraus-
forderungen z. B. aus den wegbrechenden Strukturen 
in Folge des katastrophalen Wahlergebnisses zur 
Landtagswahl 2019. Gegenwärtig wird die 2. Tagung 
des 16. Landesparteitages am 14. Mai vorbereitet, 
auf welcher über die vorgeschlagenen Struktur- und 
Satzungsänderungen debattiert und ein Mitglieder-
entscheid vorbereitet wird. Im Mittelpunkt dieses 
Mitgliederentscheids wird die Strukturreform stehen.  
Angedacht ist, dass der Mitgliederentscheid im Sep-
tember/Oktober stattfindet und die Ergebnisse auf 
der 3. Tagung des 16. Landesparteitages (voraussicht-
lich am 5. November) vorgestellt werden.
Untrennbar verbunden mit der Strukturreform ist die 
Diskussion eines neuen solidarischen Finanzmodells. 
Auch dazu hat der Landesvorstand eine Arbeitsgruppe 
eingesetzt, die einem „kleinen Parteitag“ im Sommer 
einen Vorschlag für die künftige solidarische Finanzie-
rung im Land und in den Kreisen vorlegen soll. Ziel ist 
es, dass dieses solidarische Finanzierungsmodell im 
kommenden Jahr inkrat tritt.

Am 12. Juni finden in neun der zehn sächsischen 
Landkreise Landratswahlen und in einer  großen 
Mehrheit der Städte und Gemeinden Sachsens 
Bürgermeisterwahlen statt. Vor sieben Jahren gab es in 
Mittelsachsen nur zwei Landratskandidat*innen: Der 
von der CDU nominierte damalige Oberbürgermeister 
von Mittweida, Matthias Damm und die von der LINKEN 
nominierte und von SPD und Grünen unterstützte 
damals weithin noch unbekannte Marika Tändler-
Walenta. Nach einem engagierten Wahlkampf errang 
sie mehr als 34 Prozent der Stimmen.
Diesmal ist die Ausgangssituation eine gänzlich 
andere. Um das Amt des Landrates werden sich 
wahrscheinlich drei Kandidaten bewerben: Der 
Döbelner Oberbürgermeister und Kreisvorsitzende der 
CDU, Sven Liebhauser, der AfD-Landtagsabgeordnete 
Rolf Weigand und der parteilose Bürgermeister von 
Augustusburg, Dirk Neubauer. Letzteren unterstützen 
neben der LINKEN und den Grünen auch die SPD 
- scheinbar allerdings nur halbherzig, da Neubauer 
im Frühjahr des vergangenen Jahres aus der SPD 
ausgetreten ist. Mit großer Wahrscheinlichkeit wird 
es drei Wochen später  - am 3. Juli - einen zweiten 
Wahlgang geben, da keiner der (wahrscheinlich) drei 
Kandidaten im ersten Wahlgang die absolute Mehrheit 
erreichen wird.

aktuell informiert

Über die Agenda und das Credo von Dirk Neubauer 
kann man sich am besten auf seiner Webseite
	 https://dirkneubauer.de
informieren. Dort findet man u.a. die Videobotschaft, mit 
der er sich vorstellt und sein Programm unter dem Motto: 
       „Mein Programm. Aber es ist DEIN Kreis.“

Seine Agenda umfasst fünf Abschnitte:
1.	 Der Landkreis der Leute
2.	 Der Landkreis der modernen Regionen
3.	 Der digitale und forschende Landkreis
4.	 Der nachhaltige Kreis
5.	 Daseinsvorsorge & Gesundheit

Sein Credo: „Es leben 300.000 Menschen in unserem 
riesigen Kreis. 300.000 Gründe, endlich anzufangen, 
eine offene und zukunftsgewandte Politik zu machen: 
Mit den Menschen. Nicht über Köpfe hinweg. 
Wie das geht? Mit Vertrauen. Mit Mut und mit offe-
nen Strukturen, die es den Bürgerinnen und Bür-
gern wieder möglich machen, selbst zu entschei-
den. Der Landkreis ist kein Königreich. Er gehört 
jenen, die hier leben. Und deshalb müssen die, die 
hier leben, auch gehört werden. Und die Chance 
haben, mitzutun. Nur so werden wir die Zukunft 
meistern.   Weil wir sie gestalten.“

nominierungsveranstaltung mit videoschalte

Zur Nominierungsveranstaltung für den Landratskandidaten war der parteilose Augustusburger Bürgermeister 
Dirk Neubauer mit einer Videobotschaft online zugeschaltet. Seine Kandidatur wurde von den Anwesenden per 
Akklamation unterstützt. Allerdings muss er als Parteiloser 240 Unterstützungs-Unterschriften von Bürgerinnen 

und Bürgern des Kreises erbringen, um kandidieren zu können. 

Marika Tändler-Walenta hat als Kreisvor-
sitzende der LINKEN alle Parteimitglieder 
und Sympathisant*innen dazu aufgerufen, 
die notwendigen Unterstützungs-Unter-
schriften für Dirk Neubauers Kandidatur 
im jeweils wohnortnahem Rathaus zu lei-
sten. Diese Listen liegen seit 15.02.2022 
in allen mittelsächsischen Rathäusern 
aus. Unterstützungs-Unterschriften kön-
nen bis zum 06. April geleistet werden.
Dirk Neubauer benötigt 240 Unterstüt-
zungs-Unterschriften von Bürger*innen 
des Landkreises Mittelsachsen.

strukturdebatte im schlussspurt
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         von der kreistagssitzung am 2. märz                         von Gottfried Jubelt
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Wie schon immer in den letzten beiden Corona–Jahren fand die 
Sitzung des Kreistages unter Auflagen in der „Harth–Arena“ in 
Hartha statt.
Das einzig wirklich Interessante bei den umfangreichen Infor-
mationen des Landrates war die Erklärung des Kämmerers, Dr. 

Trumpp, dass er noch nicht in der Lage ist, gefestigte Aussagen zur finanziellen 
Entwicklung im Jahr 2021 zu machen.
Zumindest kurios war dann die Abbestellung des stellvertretenden hauptamtlichen 
Kreisbrandmeisters, der ja erst im Juli 2021 in diese Funktion berufen worden war.
Mit der Streichung der Vorlage zur Betreibung des „Miniaturpark Klein-Erzgebirge“ 
durch die Mittelsächsische Kultur gGmbH ab 01. April war die Tagesordnung sehr 
überschaubar geworden. Trotzdem dauerte die Sitzung deutlich über drei Stunden. 
Dazwischen musste eine Pause eingelegt werden, da die Verwaltung festgestellt 
hatte, dass das bei FFP–Masken so vorgeschrieben ist.

Hauptgrund war aber die Diskussion über die neue Schülerbeförderungssat-
zung des VMS Verkehrsverbund Mittelsachsen GmbH (ZVMS). Fast jede Frak-
tion hatte dazu einen Antrag eingebracht. Da musste der Landrat erst mal feststel-
len, welcher Antrag der am weitesten gehende ist. Das war dann der von der SPD. 
Die wollten den Punkt ganz streichen und auf den Kreistag im Mai vertagen. Das 
wurde natürlich abgelehnt. In der Begründung für unseren Antrag habe ich sogar 
den Minister Dulig zitiert und wie er an die Vernunft der Abgeordneten appelliert, es 
hat aber leider nichts genützt. Die CDU/RBV–Fraktion hat ihren Antrag schnell und 
leise zurückgezogen. Der sah vor, dass der Landrat der neuen Satzung in der Ver-
bandsversammlung nicht zustimmen soll. Außerdem sollte er beauftragt werden, 
dafür Sorge zu tragen, das die anspruchsberechtigten Grundschüler nicht schlech-
ter gestellt werden, als bisher! Dafür hat man dann dem Änderungsantrag des Land-
rates das Wort geredet. Mit diesem Antrag soll der Eigenanteil für alle Grundschü-
ler bei 60 Euro pro Jahr gedeckelt werden. Das ist immer noch das Dreifache des 
gegenwärtigen Eigenanteils. Als Jana Pinka nachfragte, wie denn die Landräte auf 
diese Summe gekommen sind, machte der Landrat eine „Milchmädchenrechnung“ 
über die allgemeine Kostensteigerung auf. Tatsache ist aber, dass fast alle Schüler 
den normalen Linienverkehr nutzen. Damit kann aber eine direkt auf die Schülerbe-
förderung bezogene Kostenentwicklung nicht nachgewiesen werden. Kostete eine 
normale Monatskarte für eine Zone 2020 55,80 Euro und aktuell 55,80 Euro, so ist 
das eine Steigerung auf 105 Prozent! In der Begründung zum Änderungsantrag des 

Landrates wird dann noch vorgerechnet, dass die 120 Euro Zuschuss durch den 
Landkreis für 12.500 Grundschüler inklusive über 316.000 Euro Verwaltungsauf-
wand für 3,5 Vollzeitstellen den Haushalt jährlich mit 1.576.750 Euro belasten. 
Meine Frage, warum die über 3,5 Mio Euro, die der Landkreis als Zuschuss von 
der Regierung erhält, hier nicht eingerechnet sind, blieb leider unbeantwortet. Die 
Verwaltung hat also rund 2 Mio Euro einfach unter den Tisch fallen lassen. Diese 
Summe wird dann wahrscheinlich einfach zur Stabilisierung des Kreishaushaltes 
genutzt! Es handelt sich also um eine Haushaltssanierung auf Kosten der Schüler 
bzw. deren Eltern. Mit der Mehrheit von CDU/RBV und AfD sowie einigen anderen 
Abgeordneten wurde der Antrag des Landrates beschlossen. Damit haben sich 
zumindest in Mittelsachsen die Befürchtungen von Herrn Dulig bestätigt. Er hat 
den Standpunkt vertreten, „das man sich überlegen muss, ob es politisch klug ist, 
zu Lasten der Jüngsten, den Kindern und Jugendlichen, Geld im eigenen Haushalt 
einzusparen“. Genau das aber hat die Mehrheit des Kreistages Mittelsachsen am 
2. März beschlossen!
Es gab dann noch einige Zusatzanträge wie z.B. die Vereinfachung der Abrech-
nung der Zuschüsse, um Verwaltungskosten zu sparen. Oder wie Personen, die 
Einrichtungen des zweiten Bildungsweges besuchen, wie bisher den Zugang zum 
Bildungsticket ermöglicht werden kann. Aber laut  „Freier Presse“ vom 8. März 
ist das alles noch ungeklärt und in der Schwebe. In der „Freien Presse“ am 5. 
März war zu lesen, das es in der Verbandsversammlung des ZVMS am 3. März 
keine Begründung zur Abschaffung der Schülerverbundkarte gegeben hatte. In der 
Beschlussvorlage stand nur, das der VMS nur noch ein Tarifprodukt zur Schülerbe-
förderung anbieten möchte! Mit dem Bildungsticket werde die Verbundkarte ent-
behrlich! Das kann man durchaus schon als Zynismus bezeichnen oder der VMS ist 
Staat im Staat, egal, was der Minister will.

Nachfolgend stand unser Antrag zur „Erarbeitung eines regionalen Energie- und 
Klimaschutzprogramms“ auf der Tagesordnung. Wir hatten ja der Verschiebung 
vom Dezember– auf den Märzkreistag zugestimmt. Gewohnt sachlich und begrün-
det hat Jana Pinka unseren Antrag erläutert. Es war zwar inzwischen bekannt ge-
worden, dass die Verwaltung auf diesem Gebiet einiges getan und auf den Weg 
gebracht hat, aber eben am Kreistag vorbei! Um das zu ändern, um den Kreistag 
einzubinden, war unser Antrag die einzige Möglichkeit. Im Protokoll zum Kreistag 
sollte dann auch stehen, dass die Verwaltung regelmäßig über erreichte Ergebnisse 
und neue Vorhaben berichtet.

Straßenbau: Landrat wurde für Vergaben ermächtigt

Bei Vergaben von Bauleistungen ist ab einem Wert von 300.000 Euro der Ausschuss für 
Umwelt und Technik zuständig. Wenn aus terminlichen Gründen in dem Gremium keine 
Vergabe erfolgen kann, dann kann der Landrat auch entsprechende Zuschläge ohne 
den Ausschuss tätigen, da die Maßnahmen bekannt und im Haushaltsplan verankert 
sind. Dazu hat ihn der Kreistag am Mittwoch ermächtigt. Konkret betrifft dies in diesem 
Jahr acht Projekte mit einem Volumen von 4,6 Millionen Euro. In vollen Umfang können 
dies nur mit Fördermitteln realisiert werden. So ist der Bau der Kreisstraße (K) 7545 
zwischen Naunhof und Bockelwitz und die Erneuerung der Straße und eines Durchlasses 
in Dorfchemnitz derzeit nicht möglich. Der Straßenbau ist nach Angaben von Landrat 
Matthias Damm ein ganz wichtiges Thema im ländlichen Raum. „Als Landkreis können 
wir unser Kreisstraßennetz nicht allein mit Eigenmitteln sanieren, wir benötigen hierzu 
die wichtigen Fördermittel. Leider hat sich diese Situation nicht verbessert“, so Damm. Er 
setzt sich für ein angemessenes Straßenbauprogramm ein. Gesichert ist die Finanzierung 
über eine Pauschale des Freistaates für die Straßen in Erlebach und Wetterwitz sowie 
der Kirchgasse in Oederan. Auf einer Länge von 1,3 Kilometern soll die Fahrbahn der K 
8212 im Bereich Erlebach erneuert. Die Kosten belaufen sich auf rund eine Million Euro. 
Hier laufen derzeit die Abstimmungen zum nötigen Grunderwerb. Die Große Kirchgasse 
in Oederan steht unter Denkmalschutz. Daher wird hier das vorhandene Kleinpflaster für 
rund 600.000 Euro durch helleren Asphalt ersetzt. Zwischen Seifersdorf und Wetterwitz 
soll  in diesem Jahr der erste Abschnitt der Fahrbahn auf einer Länge von rund 600 
Metern in einem Wertumfang von rund 400.000 Euro erneuert werden. Ebenfalls 
gesichert ist die Finanzierung der Sicherung einer Böschung an der K 7515 in Leisnig. 
Hier besteht die Gefahr eines Abrutschen der des Fahrbahnrandes in die Freiberger 
Mulde. Ein neuer Kopfbalken soll hier die Kreisstraße sichern. Diese Maßnahme wird 
aus Eigenmitteln des Landkreises finanziert.

Medizinstipendien vergeben

Drei weitere Medizin-Studentinnen erhalten in diesem Jahr das Medizinstipendium 
des Landkreises. Dabei handelt es sich um zwei junge Frauen aus dem 
Landkreis und eine mit familiärer Anbindung an Mittelsachsen. Sie haben 
ihr Studium erst begonnen beziehungsweise befinden sich im 9. Semester. 
		  Das Stipendium wird für maximal sechs Jahre gewährt 
und beträgt 400 Euro monatlich. Hierfür verpflichten sich die Studentinnen und 
Studenten, alle Praxisphasen ihres Studiums und ihre Facharztausbildung soweit 
möglich an medizinischen Einrichtungen im Landkreis zu absolvieren.  Wer gegen 
die Vereinbarung verstößt − das Studium zum Beispiel abbricht oder nicht im 
Landkreis tätig wird − muss das Stipendium zurückzahlen. Wer nach Erteilung 
der Approbation keine unmittelbare Weiterbildung zum Facharzt anstrebt, 
verpflichtet sich, im Landkreis als angestellter Arzt in der Patientenversorgung 
oder im Gesundheitsamt des Landkreises tätig zu werden. Die Arzttätigkeit ist für 
mindestens fünf Jahre auszuüben. Mit dem Programm „Rundum gesund − Ärztin/
Arzt werden für Mittelsachsen“ sollen langfristig Ärzte für den Landkreis gewonnen 
werden. Dafür werden jährlich bis zu drei Medizinstudenten mit einem Stipendium 
unterstützt, das für maximal zwölf Semester gewährt wird. Ziel ist es, dass diese 
sich später in Mittelsachsen als Arzt niederlassen. Insgesamt erhalten jetzt fünf 
Studentinnen und ein Student diese finanzielle Unterstützung. In diesem Jahr wird 
das zum Stipendium gehörende Mentoren-Programm aufgebaut. Die Studierenden 
sollen so eine persönliche Begleitung durch Fachärzte aus dem Landkreis erhalten. 
Interessierte Studenten können ihre Bewerbung jederzeit ans Landratsamt 
schicken. Bewerbungsschluss ist der 15. Juli. Über die Auswahl der Stipendiaten 
entscheidet der Landrat auf Vorschlag eines Auswahlgremiums. Dieses Gremium 
sichtet die Bewerbungen, führt Gespräche mit den Studenten und schlägt dann 
anhand einer regionalen Priorisierung und einer leistungsbezogenen Rangfolge dem 
Landrat vor, wer das Stipendium erhalten sollte. Bewerben können sich sowohl 
Studenten aus dem Landkreis, aber auch welche ohne Bezug zu Mittelsachsen. 

weitere informationen zum kreistag vom 2. märz 
Quelle: Webseite des Landkreises Mittelsachsen 
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    serie zur historie der «linksworte»

Am 1. August 2008 trat 
in Sachsen eine „Ver-
waltungs- Funktio-
nal- und Kreisgebiets-
reform“ in Kraft. Ihr 

wahrscheinlich bedeutendster Aspekt 
für die Bevölkerung: Die Bildung von 
zehn Landkreisen (aus ursprünglich 
22) und drei kreisfreien Städten (aus 
ursprünglich sieben). Einer der zehn 
neu gebildeten Landkreise war der 
Landkreis Mittelsachsen, hervorge-
gangen aus den in der Kreisreform 
1994/1996 neu gebildeten Landkrei-
sen Döbeln, Freiberg und Mittweida. 
DIE LINKE sah die Reform von Anfang 
an sehr kritisch und lehnte sie deshalb 
ab, konnte sich aber - wie zu erwarten 
war - mit ihrer Auffassung nicht durch-
setzen. 
Heute steht die März-Ausgabe 2008 
im Mittelpunkt: noch immer mit dem 
sperrigen Titel „Döbelner, Freiber-
ger, Mittweidaer LinksWorte“, da die 
„Geburt“ des neuen Landkreises Mit-
telsachsen für den 1. August 2008 
terminiert war. Die Märzausgabe vor 
14 Jahren war - wie bereits unsere 
„LinksWorte“ im Januar und Februar 
2008 - geprägt von der langfristigen 
Vorbereitung der Kommunalwahlen 
(Landrats-, Kreistags- und  Bürger-
meisterwahlen) am 8. Juni 2008 - ein 
Superwahltag schlechthin! Um den 
Leserinnen und Lesern einen Über-
blick auf die Schwerpunkte der Arbeit 
in den Monaten April, Mai und Anfang 
Juni zu verschaffen, stand das dama-
lige Titelthema -eins- unter der Über-
schrift “die künftige Kommunalpolitik 
der LINKEN in Mittelsachsen“. Dabei 
ging es vor allem um die Vorbereitung 
des „Regional“-Parteitages (von einem 
„Kreis“-Parteitag war aus verständli-
chen Gründen noch nicht die Rede, 
außerdem war es damals noch eine 

Freiberg und fünf im Altkreis Mittwei-
da) bestimmt werden. Zum Zeitpunkt 
des Redaktionsschlusses waren es 60 
Kandidat*innen, die Zahl erhöhte sich 
bis zum Regionalparteitag auf 71. Wie 
die abgebildete Titelseite zeigt, waren 
zu diesem Zeitpunkt in den Ortsver-
bänden bereits die ersten Bürger-
meisterkandidaten nominiert worden. 
(Im Bild neben dem Kreisvorsitzenden 
Achim Grunke die Bürgermeisterkan-
didaten für Freiberg, Thomas Mittel-
städt, und für Leisnig, Dieter Kunadt). 
Auch Volker Holuscha in Flöha hatte 
zu diesem Zeitpunkt bereits seinen 
Hut in den Ring geworfen.
Ein wichtiges Thema im ersten Quar-
tal 2008 war die Anwort auf die Fra-
ge, wie sich der Regionalvorstand der 
LINKEN zur Antifa positioniert. Dieser 
Frage war in unserer März-Ausgabe 
das Titelthema -2- gewidmet. Die Vor-
geschichte: vor allem im Landkreis 
Mittweida gab es eine starke Gruppe 
der antifaschistischen Jugend. Eine im 
Januar 2008 anberaumte Debatte im 
Regionalvorstand führte dazu, dass im 
Ergebnis dieser Etappe in einem von 
allen 47 Mitgliedern der antifaschis-
tischen Jugend im Landkreis Mitt-
weida unterzeichneten Offenen Brief 
harsche Kritik an der LINKEN geübt 
wurde. Wesentlicher Auslöser war die 
Ablehnung der Durchführung des 4. 
Antifaschistischen Ratschlages durch 
den Stadtrat Mittweida. Am 10. März 
2008 gab es im Redionalvorstand 
dazu eine weitere Debatte.
Unser damaliges Redaktionsmitglied 
Michael Matthes setzte sich unter der 
Überschrift „Antifa - unser gemeinsa-
mes Anliegen. Wirklich?“ ausführlich 
mit der Thematik auseinander. Auch 
Bernd Spollwig, der als Gast an der  
Debatte im Regionalvorstand teil-
nahm,  meldet sich zu Wort.

was geschah bei der mittelsächsischen linken vor 14 jahren ?

Ebenfalls Bestandteil des Titelthemas -eins- der März-Ausgabe der LinksWorte aus 
dem Jahr 2008 war ein ausführlicher Bericht des Vorsitzenden der Kreistagsfraktion 
der LINKEN im Kreistag Mittweida, Jens Stahlmann, über die Arbeit der Fraktion. 
Die PDS stellte im Ergebnis der Kreistagswahlen 2004 mit zwölf Abgeordneten 
die zweitstärkste Fraktion im Kreistag Mittweida und gleichzeitig die größte 
Oppositionsfraktion. Das war das Ergebnis, dass die PDS zu den Kommunalwahlen 
fast 30.000 Stimmen erreichte, was einen Stimmenanteil von 19,6 Prozent entsprach.

Beratung auf Delegiertenbasis) und der 
Vertreter*innen-Konferenz am 5. April 
in Geringswalde/Hoyersdorf. Dort sollte 
das Wahlprogramm „Unser Programm 
für Mittelsachsen“, welches als Ent-
wurf den Februar-LinksWorten beilag, 

beraten und beschlossen werden. Der 
Vertreter*innenkonferenz kam die Auf-
gabe zu, einen Landratskandidaten und 
die Kandidierenden für DIE LINKE in den 
14 neuen Kreistagswahlkreisen (drei 
im Altkreis Döbeln, sechs im Altkreis 

Wir berichteten unter der 
Überschrift «Mit Clara Zetkin 
im Herzen» über die Ehrung der 
glühenden Frauenrechtlerin in 
ihrem Geburtsort Wiederau (von 
den Feierlichkeiten in diesem 
Jahr siehe dazu unseren Bericht 
auf Seite -8-). Am Internationalen 
Frauentag 2008 nahm die 
damalige Landesvorsitzende 
Cornelia Ernst an der Ehrung 
teil. Im Bild auch die damalige 
Stellvertretende Vorsitzende 
des Regionalverbandes  Petra 
Steiden.

Hinweis der Redaktion: Alle 
Ausgaben der LinksWorte 
können digital nachgelesen 
werden, wenn man über die 
Webseite des Kreisverbandes 
das Gesamtarchiv öffnet. 
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internationaler frauentag in der alten dorfschule wiederau und im "regenbogenhaus" freiberg

von Hans Weiske

Es ist eine feste Tradition: Alljährlich am 8. 
März - dem Internationalen Frauentag - und 
am 5. Juli - dem Geburtstag von Clara Zet-
kin - kommen die Frauen aus der Re-
gion in Königshain-Wiederau 

zusammen, um Clara Zetkin zu ehren.  

In Wiederau wurde sie im Jahr 1857 
geboren und verbrachte bis zum Um-
zug der Familie nach Leipzig im Jahr 
1872 ihre Kindheit. Dort wird sie zur 
Lehrerin ausgebildet und lernt den russi-
schen Revolutionär Ossip Zetkin ken-
nen. Zur I. Internationalen Konferenz 
sozialistischer Frauen im Jahr 1907 
wurde sie zur Vorsitzenden des 
Sekretariats gewählt, zur II. In-
ternationalen Konferenz 1910 
initiierte sie die Einrichtung 
eines internationalen 
Frauentages. 1915 or-
ganisierte sie in Bern, 
der Hauptstadt der 
neutralen Schweiz, 
die Internationale 
Konferenz sozia-
listischer Frauen 
gegen den Krieg. 
Clara Zetkin ge-
hörte als Mitglied 
der KPD während der 
gesamten Zeit seines 
Bestehens dem Reichs-
tag der Weimarer Repub-
lik an. Am 30. August 1932 

eröffnete sie als Alterspräsidentin die konstituierende 
Sitzung des 6. Reichstages der Weimarer Republik. 
Nach der Machtergreifung der Nazis wurde sie noch 
einmal ins Exil gezwungen. Diesmal ging sie in die 
Sowjetunion, wo sie bereits von 1924 bis 1929 ihren 

Hauptwohnsitz hatte. In Archangelskoje bei Moskau 
starb sie am 20. Juni 1933: Ihre Urne wurde an 

der Kremlmauer in Moskau beigesetzt.

Auch in diesem Jahr war die alte Dorfschule 
in Wiederau am Internationalen Frauentag 
wieder Treffpunkt. An der 1975 enthüllten 
Statue von Clara Zetkin wurden Blumen 

niedergelegt. Zu den Anwesenden sprach  
Ulrike Bretschneider, die für die PDS von 
1994 bis 2004 im Sächsischen Landtag saß 

(mittleres Bild). Anschließend traf man 
sich zum gemütlichen Kaffeetrinken in 

der alten Dorfschule. Das Gebäude 
(oberes Bild) beherbergt als „Mu-

seum in der alten Dorfschule“ 
eine Dauerausstellung zum Le-
ben und Wirken Clara Zetkins. 
Diese Ausstellung wird zurzeit 
neu gestaltet. Man hoffe, so 
Helga Steinert vom Orts-
verein Heimat und Natur Kö-
nigshain-Wiederau, bis zum 
Geburtstag Clara Zetkins am 
5. Juli erste Ergebnisse prä-
sentieren zu können. Helga 
Steinert, auch Vorsitzende 
des Ortsverbandes Burg-
städt der LINKEN, verlas eini-
ge Episoden aus dem Leben 
von Clara Zetkin (unteres 
Bild).  

von Ruth Fritzsche

Mit Beginn des Jahres 2022 haben wir uns in den Ortsverbänden Brand-Erbisdorf und 
Freiberg überlegt, nach einem Jahr Corona-Pause im März 2022 den Frauentag  
wiederum festlich zu begehen. Die Abstimmung hierüber war schnell erfolgt und 
so bereiteten die Genossen Bernd Schneider die  Einladungen, Bernd Schade die 

Absprache mit dem „Regenbogenhaus“, Achim Grunke die  kulturelle Umrahmung und ich die 
Blumenbereitstellung vor. Unser Treffen am 08. März  konnte wie immer  in einem angenehmen 
und festlichen Rahmen stattfinden. Genosse Achim Grunke eröffnete die Veranstaltung mit dem 
Dank an alle Frauen, die gerade jetzt in der Zeit der  Pandemie im häuslichen und im Berufsleben 
das meiste auf ihren Schultern tragen müssen. Es war ganz klar, dass er angesichts des von Putin 
begonnenen Krieges gegen die Ukraine besonders  der Frauen und Kinder gedachte, die zu Millionen 
aus ihrem Heimatland flüchten müssen und auch dazu aufrief, entsprechende Hilfe zu leisten, was 
besonders von Frauen schon tausendfach getan wird.  Es passte sehr gut, dass die beiden aktiven 
Frauen Regina Kluge und Rita Hillmann, die mit einem Frauenpreis anlässlich des Kreisparteitages 
geehrt wurden, durch Achim Grunke hervorgehoben wurden. Es war  für die anwesenden Frauen 
und auch Männer ein entspannender Nachmittag mit schönen Unterhaltungen,  Sekt, Kaffee und 
Kuchen und einer sehr  schönen kulturellen Umrahmung von  zwei Mädchen aus der Musikschule 
Freiberg, die mit ihrem Akkordeon bezaubernde Melodien spielten und uns viel Freude bereiteten.
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„alternativer frauenpreis“ des jahres 2022 verliehen

von Kati Voigt

Ines Stefanowsky, die diesjährige Preisträgerin des 
„Alternativen Frauenpreises“ der LINKEN Mittelsachsen, 
ist 54 Jahre jung und kommt aus Döbeln.

Seit vielen Jahren engagiert sie sich ehrenamtlich 
in verschiedenen sozialen Bereichen.  Sie begleitet 
das Projekt „Nähcafe“ in Döbeln, beteiligt sich 
in ihrer Freizeit an Impfaktionen und unterstützt 
wohnungslose Menschen. Außerdem begleitet sie 
eine Suchthilfegruppe sowie eine psychiatrische 
Selbsthilfegruppe.
Aktuell engagiert sie sich zudem bei der Unterstützung 
von Menschen die aufgrund des Krieges aus der 
Ukraine fliehen mussten und leistet unverzichtbare 
Netzwerkarbeit.

Nach den Worten von Marika Tändler-Walenta, der 
Kreisvorsitzenden der mittelsächsischen LINKEN 
verdient ein derart breit gefächertes Engagement 
neben der hauptberuflichen Tätigkeit unsere absolute 
Wertschätzung.

Von Marvin Jamale

Das flexible Jugendmanagement ist an den 
Kreisjugendring Mittelsachsen e.V. angeglie-
dert, welcher sich aus verschiedenen, de-
mokratischen Kinder- und Jugendverbänden 
zusammensetzt.
Das flexible Jugendmanagement (flex juma) 
möchte gerade in Flächenlandkreisen, zu 
denen auch Mittelsachsen zählt, Jugendli-
che dabei unterstützen, Jugendhäuser, Treffs 
und Freizeitgestaltungsmöglichkeiten – auf 
Grundlage demokratischer Werte – aufzubau-
en. Dabei wird konzeptionell, bei der Platzsu-
che oder auch beim Stellen von Förderanträ-
gen, unterstützt.
Bei einem Vor-Ort-Termin am Mittwoch, den 
16.02.2022 hat sich Marika Tändler-Wa-
lenta, Kreisvorsitzende der LINKEN, über den 
Alltag während Corona, den Umgang mit den 
Jugendlichen während der Kontaktbeschrän-
kungen und den zu erwartenden finanziellen 
Verknappungen der Fördertöpfe, gerade im 
sozialen Sektor, informiert.

vor-ort-termin beim flexiblen jugendmanagement in frankenberg das neue gesicht 

Auf Seite -12- gibt Paul 
Senf mit einem Beitrag 
über die Friedenskundge-
bung am 23. Februar in 
Freiberg sein „Debüt“ als 
Autor in den LinksWorten. 
Im folgenden stellt er sich 
kurz selbst vor.
„Ich bin als Nachfolger 
von Franziska Fehst 

der neue Mitarbeiter von Marika Tändler-Walenta im 
Landtag. Meine Aufgaben liegen vor allem in Dresden.  
Nichtsdestotrotz werde ich sicher auch ab und zu 
Wahlkreistätigkeiten übernehmen und ihr ein bisschen 
was von mir hören – so auch in den „LinksWorten“. Ich 
bin 24 Jahre alt und studiere derzeit Mathematik an der 
Technischen Universität in Dresden. Vor gut zwei Jahren bin 
ich in DIE LINKE eingetreten, um auch allgemeinpolitisch 
tätig zu werden. Hier bin ich im Kreisverband Dresden und 
dort vor allem in der Parteijugend aktiv. Mittlerweile bin ich 
auch der Jugendpolitische Sprecher der LINKEN Dresden.  
Ich freue mich auf jeden Fall, jetzt auch mehr mit euch 
Genoss*innen in Mittelsachsen zu tun zu haben.“ 
und bin gespannt, was die Zusammenarbeit bringt. 

von Marika Tändler-Walenta

Am 16. Februar 2022 war ich im Frauenhaus 
Freiberg, um mich über die aktuelle Situation 
schutzsuchender Frauen in Mittelsachsen zu 
informieren. Nachdem ich vor einigen Jahren 
gemeinsam mit der Europaabgeordneten Conny 
Ernst schon einmal im Frauenhaus Freiberg war, 
hat mich insbesondere die Entwicklungen der 
vergangenen zwei Jahre im Zuge der Corona-
Pandemie interessiert. Zunächst habe ich 
erfahren, dass es keinen signifikanten Anstieg 
von schutzsuchenden Frauen im Landkreis 
Mittelsachsen gab. Laut polizeilicher Statistik 
gab es im Jahr 2020 im Landkreis Mittelsachsen 
538 Fälle von häuslicher Gewalt. In unserem 

Kreis haben wir das Problem, dass es nur diese 
eine Anlaufstelle in Freiberg gibt. Ausserdem 
ist die angekündigte Interventions- und 
Koordinierungsstelle bisher noch nicht besetzt. 
Damit fehlt Betroffenen von häuslicher Gewalt 
eine wohnortnahe erste Anlaufstelle.
Auch wenn ich bei meinem Gespräch erfahren habe, 
dass die kreisübergreifende Zusammenarbeit 
mit anderen Frauenschutzeinrichtungen in den 
vergangenen Jahren sich intensiviert hat, so 
wurde eng mit der entsprechende Beratungsstelle 
in Chemnitz zusammengearbeitet. Mit der nun 
neuen Interventions- und Koordinierungsstelle 
in Mittelsachsen haben die betreffenden 
Schutzsuchenden nun die Möglichkeit 
wohnfeldnahe, niederschwellige und vor allem 

besuch im frauenhaus freiberg

vorbeugende AnsprechpartnerInnen zu finden.
Als Abgeordnete konnte ich zudem einen 
Spendencheck der Fraktion in Höhe von 200 Euro 
überreichen. Im Anschluss an den Termin erhielt 
ich ein Dankesschreiben, welches mich sehr 
gerührt hat. „Auf diesem Weg möchten wir uns 
bei Ihnen recht herzlich für die Spende in Höhe 
von 200 Euro bedanken. Diese werden wir nun 
nutzen, um Schwimmbadgutscheine zu kaufen. Die 
Gutscheine werden im Laufe des Jahres an die bei 
uns schutzsuchenden Frauen und Kinder gegeben. 
Wir haben damit gute Erfahrungen gemacht. Die 
Frauen und ihre Kinder befinden sich in einer 
besonderen, manchmal recht schwierigen Situation. 
Sie sind dankbar, daß sie so auch manchmal Abstand 
gewinnen können (…)“.



Das Unvorstellbare, ja Unfassbare ist gesche-
hen: Seit dem 24. Februar 2022 ist wieder 
Krieg in Europa. In den Morgenstunden 
überfiel russisches Militär die Ukraine unter 
eklatantem Bruch des Völkerrechts. In der 

Nacht hatte sich Präsident Putin in einer Fernsehansprache 
an das russische Volk gewandt, die auch als Quasikriegser-
klärung an die Ukraine anzusehen war. Als Rechtfertigung 
für das eigene Vorgehen führte er in seiner Rede die „blu-
tige Militäroperation“ der NATO gegen Serbien 1999 und 
das militärische Eingreifen des Westens im Irak und in Liby-
en an, die allesamt nicht durch das Völkerrecht legitimiert 
waren. Doch wo kämen wir hin, wenn ein Rechtsbruch mit 
einem anderen Rechtsbruch zu entschuldigen wäre. 
Aber in Russland darf der Krieg gegen die Ukraine gar nicht 
Krieg genannt werden, es handle sich nach Sicht der russi-
schen Führung lediglich um eine „militärische Spezialopera-
tion“. Wer in Russland dieser verharmlosenden Umdeutung 
nicht folgt und dennoch von Krieg spricht, riskiert eine un-
verhältnismäßig hohe Freiheitsstrafe. Nun gibt es aber für 
den Krieg recht eindeutige Definitionen, die in Politiklexika 
oder Militärhandbüchern nachzulesen sind.

Der Krieg und seine Ächtung

Krieg ist organisierte und planmäßige bewaffnete Gewalt-
anwendung, die stattfinden kann zwischen 
	 zwischen Staaten bzw. Staatenkoalitionen oder
	 zwischen politischen Gruppierungen innerhalb eines 

Staates (Bürgerkrieg). 
Mitunter werden Bürgerkriege auch als „Stellvertreterkrie-
ge“ anstelle der Großmächte geführt, bei denen dann ver-
schiedene Großmächte die jeweils gegenüberstehenden 
Bürgerkriegsparteien indirekt oder direkt unterstützen. Aus 
dem 20. Jahrhundert kennen wir außerdem noch die anti-
kolonialen Befreiungskriege. 
Eine klassische Definition geht auf den preußischen Mili-
tärtheoretiker und -reformer Carl von Clausewitz zurück. Er 
meinte, „daß der Krieg nicht bloß ein politischer Akt, son-
dern ein wahres politisches Instrument ist, eine Fortset-
zung des politisches Verkehrs, ein Durchführen desselben 
mit anderen Mitteln.“ (C. v. Clausewitz, Vom Kriege)
Kriege dienten jahrhundertelang bis zum I. Weltkrieg als 
legitimes Instrument zur Regelung von Streitigkeiten zwi-
schen Herrschern oder Staaten, es galt das Recht zum 
Krieg (lat. ius ad bellum). Seit der Antike wurde in Leh-
ren vom gerechten Krieg versucht, die Kriegsgründe, das 
Recht zur Kriegsführung, die Kriegsziele und auch die Art 
der Kriegsführung ethisch und rechtlich einzugrenzen. Dem 
dienten auch die Abkommen zur Haager Landkriegsord-
nung von 1899 und 1907, in denen bestimmte Regeln für 
das Verhalten im Krieg (Definition von Kombattanten, Um-
gang mit Kriegsgefangenen, Beschränkungen bei der Wahl 
der Mittel zur Kriegsführung, Verschonung bestimmter 
Gebäude und Einrichtungen wie z.B. Krankenhäuser usw.) 
festgelegt wurden, aber Kriege als solche nicht verdammt 
wurden. 
Nach dem I. Weltkrieg, dem ersten Krieg in der Geschichte, 
der mit industriellen Mitteln geführt wurde und mit immen-
sen materiellen Zerstörungen und über 9 Millionen Kriegs-
toten endete, begann ein erstes Umdenken. So wurde in 
der Satzung des 1919 gegründeten Völkerbunds die Äch-
tung von Angriffskriegen erstmals in einem internationalen 
Dokument festgehalten. Und im Vertrag über die Ächtung 
des Krieges (Briand-Kellogg-Pakt) von 1928 heißt es in Ar-
tikel 1: „Die Hohen Vertragschließenden Parteien erklären 
feierlich im Namen ihrer Völker, daß sie den Krieg als Mittel 
für die Lösung internationaler Streitfälle verurteilen und auf 
ihn als Werkzeug nationaler Politik in ihren gegenseitigen 
Beziehungen verzichten.“

Das moderne Völkerrecht

In der UNO-Charta von 1945 werden in Artikel 2 Absatz 
4 die Staaten aufgefordert, „sich in ihren internationalen 
Beziehungen der Gewaltanwendung oder Gewaltandro-
hung (zu enthalten), die gegen die territoriale Unverletz-
lichkeit oder politische Unabhängigkeit irgendeines Staa-
tes gerichtet oder in irgendeiner anderen Weise mit den 
Zielen der Vereinten Nationen unvereinbar ist.“ 
In der UNO-Deklaration über die Prinzipien des Völker-
rechts vom 24. Oktober 1970 wird der Aggressionskrieg 
(=Angriffskrieg) als ein Verbrechen gegen den Frieden 
hingestellt, das die Verantwortlichkeit auf Grund des 
Völkerrechts nach sich zieht. Und in der UNO-Resolution 
vom 14. Dezember 1974 wird Aggression als Anwendung 
von Waffengewalt durch einen Staat definiert, welche ge-
gen die Souveränität, die territoriale Unversehrtheit oder 
die politische Unabhängigkeit eines anderen Staates ge-
richtet oder sonst mit der Charta der Vereinten Nationen 
unvereinbar ist. Als Aggressions- oder Angriffshandlun-
gen werden dabei insbesondere genannt:
	die militärische Invasion oder der Angriff auf das Ho-

heitsgebiet eines anderen Staates; 
	die Beschießung oder Bombardierung des Hoheits-

gebietes eines Staates;
	die Blockade der Häfen oder Küsten eines anderen 

Staates; 
	der Angriff auf die Streitkräfte eines anderen Staa-

tes; 
	der Missbrauch von Stationierungsverträgen entge-

gen getroffenen Vereinbarungen;
	die Durchzugserlaubnis eines Staats für Aggresso-

ren;
	die Entsendung bewaffneter Banden, Gruppen, Frei-

schärler oder Söldner durch einen Staat zur Aus-
übung von Aggressionsakten.

Da der Begriff „Krieg“ in den Jahrzehnten nach dem II. 
Weltkrieg bis heute stark in Verruf geraten ist, zeigt sich 
eine Tendenz zur Verdrängung und Vermeidung dieses 
Wortes. Abschwächend und verharmlosend wird dann 
von „Aktionen“ oder „Operationen“ gesprochen, wie 

jüngst durch die russische Führung zu ihrer Aggression 
gegen die Ukraine. Aber auf Neuheitswert kann dies kei-
nen Anspruch erheben. Bis heute wird offiziell vermieden, 
z.B. die Bombardierung Serbiens 1999 oder Invasion der 
USA von 1983 in den kleinen Inselstaat Grenada als Krieg 
zu bezeichnen, weitere Beispiele ließen sich anführen.
Legitim ist auf Grundlage von Artikel 51 der UNO-Charta 

die individuelle und kollektive Selbstverteidigung eines 
jeden Staates gegen einen bewaffneten Angriff. Dieses 
Selbstverteidigungsrecht kann aber erst im Falle eines 
bereits erfolgten bewaffneten Angriffs in Anspruch ge-
nommen werden. Präventivkriege hingegen verstoßen 
gegen das Gewaltverbot und erfüllen selbst den Tatbe-
stand der Aggression. 

Völkerrechtliche Regeln im Krieg

Erste Regeln für das Verhalten im Krieg wurden wie oben 
schon erwähnt bereits in den Abkommen zur Haager 
Landkriegsordnung von 1899 und 1907 getroffen, die bis 
heute ihre Fortgeltung haben. Nach dem verheerenden 
II. Weltkrieg war es dringend geboten, die Regeln des 
humanitären Völkerrechts weiterzuentwickeln. Das ge-
schah insbesondere mit den Genfer Abkommen I-IV von 
1949 und die Zusatzprotokolle I und II von 1977 und III 
von 2005. 
Wichtig im humanitären Völkerrecht ist die grundsätzli-
che Unterscheidung zwischen Kombattanten und Nicht-
kombattanten. Kombattanten haben das Recht, an Feind-
seligkeiten direkt teilzunehmen und besitzen im Fall ihrer 
Gefangennahme Anspruch auf Behandlung als Kriegs-
gefangene. Als Nichtkombattanten gelten alle Angehö-
rigen der Zivilbevölkerung, die als solche besonderen 
Schutz genießen. Kombattanten sind alle Angehörigen 
der Streitkräfte einer Konfliktpartei, mit Ausnahme des 
Sanitätspersonals und der Seelsorger. Zu den Streitkräf-
ten gehören auch die Angehörigen der Milizen und Frei-
willigenkorps. Auch Partisanen- oder „Guerilla“-Kämpfer 
einer Konfliktpartei gelten als Kombattanten und haben 
einen Rechtsanspruch, als Kriegsgefangene behandelt 
zu werden. Kombattanten müssen als solche erkennbar 
sein, sie müssen ihre Waffen vor und während der Kampf-
handlungen offen tragen. Sie verlieren den geschützten 
Kombattantenstatus, wenn sie nicht unterscheidbar von 
Zivilpersonen kämpfen, ihre Waffen nicht offen tragen 
oder die Uniform ihres Kriegsgegners tragen.

Bereits die Haager Landkriegsordnung enthielt den Grund-
satz, dass die „Kriegführenden kein unbeschränktes 
Recht in der Wahl der Mittel zur Schädigung des Feindes“ 
haben. Nach Zusatzprotokolls I ist es verboten, „Waffen, 
Geschosse und Stoffe sowie Methoden der Kriegführung 
zu verwenden, die geeignet sind, überflüssige Verletzun-
gen sowie unnötiges Leiden zu verursachen“. Ebenfalls 
dürfen keine Mittel und Methoden der Kriegführung zur 
Anwendung kommen, durch die ein weitreichender, lang 
andauernder und ernster Schaden für die natürliche Um-
welt verursacht wird. 
Prinzipiell ist es verboten, die Zivilbevölkerung, einzelne 
Zivilpersonen oder zivile Objekte anzugreifen. Angriffe 
dürfen grundsätzlich nur gegen militärische Ziele gerich-
tet werden. Besonderen Schutz genießen bestimmte zivile 
Objekte:
	 kulturelle Objekte wie historische Denkmäler, 

Kunstwerke oder Kultstätten, die zum kulturellen 
oder geistigen Erbe der Völker gehören;

	 Objekte, die für das Überleben der Zivilbevölkerung 
unerlässlich sind, z.B. landwirtschaftliche Produkti-
onsstätten, Trinkwasser- und Bewässerungsanla-
gen;

	 Anlagen und Einrichtungen, die gefährliche Kräfte 
enthalten, d.h. deren Bekämpfung besonders weit-
reichende, katastrophale Folgen haben kann wie 
Dämme, Deiche und Kernkraftwerke.

Besonders geschützt sind schließlich auch nichtverteidig-
te Orte wie z.B. eine für „offen“ erklärte Stadt und entmili-
tarisierte Zonen, über deren Festlegung die Konfliktpartei-
en entsprechende Vereinbarungen treffen.

 der krieg und das völkerrecht                               von Achim Grunke
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Bronzeplastik: „Die zerstörte Stadt“
Von Ossip Zatkine  1953



  
   unsere jubilare

  All unseren Genossinnen und Genossen mit runden 
  und halbrunden Geburtstagen über Sechzig sowie 
  unseren hochbetagten Geburtstagskindern  
  gratulieren wir hiermit ganz herzlich!	

  Im April 2022 wird aus diesem Anlass gefeiert bei: 
                                 
   Liesbeth Uhlemann		  geb. am	 01.04.1932,	 in	 Brand-Erbisdorf
   Manfred Schneider		  geb. am	 02.04.1935,	 in	 Flöha
   Rita Hillmann			  geb. am	 04.04.1935,	 in	 Oederan
   Horst Esche	 		  geb. am	 04.04.1933,	 in	 Lichtenau
   Ina Gumprecht	 	 geb. am	 04.04.1942,	 in	 Penig
   Sieghard Knobel		  geb. am	 05.04.1941,	 in	 Hainichen
   Irene Drexler			  geb. am	 06.04.1932,	 in	 Rochlitz
   Ingeborg Wolf	 	 geb. am	 06.04.1930,	 in	 Freiberg
   Werner Winkler		  geb. am	 09.04.1924,	 in	 Seelitz
   Hilda Preiss			   geb. am	 10.04.1922,	 in	 Ostrau
   Regina Kluge	 		  geb. am	 13.04.1935,	 in	 Rechenberg-Bienenmühle
   Rainer Tippmann		  geb. am	 13.04.1941,	 in	 Freiberg
   Gerda Fandrich		  geb. am	 13.04.1937,	 in	 Lichtenberg
   Reiner Delling	 	 geb. am	 13.04.1936,	 in	 Augustusburg	
   Edgar Kirsten			  geb. am	 15.04.1935,	 in	 Waldheim
   Heinz Zimmermann		  geb. am	 15.04.1927,	 in	 Freiberg
   Dieter Friedrich		  geb. am	 17.04.1936,	 in	 Penig
   Horst Erler	 		  geb. am	 19.04.1929,	 in	 Frauenstein
   Wilfried Höhn	 	 geb. am	 20.04.1932,	 in	 Rochlitz
   Sylvia Krebs	 		  geb. am	 21.04.1952,	 in	 Mittweida
   Johannes Riedel		  geb. am	 22.04.1934,	 in	 Brand-Erbisdorf
   Edith Starke	 		  geb. am	 24.04.1941,	 in	 Mittweida
   Helga Peukert	 	 geb. am	 26.04.1939,	 in	 Brand-Erbisdorf
   Regina Neuenfeldt		  geb. am	 27.04.1939,	 in	 Mittweida
   Gisela Wagner		  geb. am	 28.04.1938,	 in	 Halsbrücke	

jubiläen und historische daten
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In eigener Sache: An dieser Stelle hat seit jeher die Geburtstagsliste unserer Senioren in den 
„LinksWorten“ ihren Platz. Laut der aktuellen Datenschutzverordnung der EU dürften wir Namen ei-
gentlich nur bei der dokumentierten Zustimmung jedes einzelnen Jubilars veröffentlichen. Wir haben 
diese Vorgabe für unsere Zeitung aktualisiert. Genossinnen und Genossen, die an dieser Stelle nicht 
(oder nicht mehr) genannt werden möchten, bittet die Redaktion im Vorab um Information.  

kreisvorstand aktuell

 
Der auf dem Kreisparteitag am 26. Februar 
neu gewählte Kreisvorstand führte am 9. März 
online seine erste Sitzung durch. Es wurden 
folgende Schwerpunkte beraten:

	■ Auf der Grundlage des Angebotes der 
beim Landesvorstand gebildeten Arbe-
itsgruppe “Strukturreform”, sich zeitnah 
an der Debatte in den Kreisverbänden 
zu beteiligen, wurde das Mitglied dieser 
Arbeitsgruppe, Tim Detzner, Vorsitzender 
des Stadtverbandes Chemnitz eingeladen. 
Es entwickelte sich eine angeregte Debatte 
zu den Konsequenzen, die sich vor allem 
finanziell für die Kreisverbände aus den an-
gedachten Strukturveränderungen ergeben. 
Ein Kurzbericht dazu auf Seite -5-. 

	■ Zum Stand der Vorbereitung der Lan-
drats- und Bürgermeisterwahlen. Was die 
Kandidatur für den Landrat betrifft, wurde 
dazu bereits im “alten” Kreisvorstand und 
auf der kreislichen Nominierungsveranstal-
tung eine Entscheidung getroffen. Es wurde 
beschlossen, dass sich die Kreisvorsitzende 
Marika Tändler-Walenta mit einer Email an 
die Mitglieder der Aktiv-Liste des Kreisver-
bandes wendet, für die Kandidatur von Dirk 
Neubauer in den Rathäusern Unterstüt-
zungs-Unterschriften zu leisten.  Für drei 
Standorte in Freiberg, Mittweida und Döbeln 
wurden Großflächen gebucht, auf welchen 
die Unterstützung der LINKEN für Dirk Neu-
bauer zum Ausdruck kommt.  
Was die Bürgermeisterwahlen betrifft, ist 
von der LINKEN Volker Holuscha als Kan-
didat des Oberbürgermeisters in Augustus-
burg nominiert. Nach aktellem Stand wird 
DIE LINKE u.a. in Freiberg, Rochlitz, Burg-
städt und Leisnig parteilose Kandidat*innen 
oder  Kandidat*innen anderer Parteien 
unterstützen. Der Kreisvorstand sprach 
sich dafür aus, in Flöha den Wahlkampf von 
Volker Holuscha nach Kräften zu unter-
stützen. 

	■ Die Verantwortlichkeiten der Mitglieder 
des Kreisvorstandes für die Unterstützung 
der Ortsverbände wurde festgelegt.  

	■ DIE LINKE wird am 17. Mai auf dem 
Döbelner Obermarkt eine Friedensveran-
staltung durchführen. In diesem Zusammen-
hang wurde die Friedensdemo vom 23. Feb-
ruar in Freiberg ausgewertet und die relativ 
geringe Resonanz seitens der Bevölkerung 
der Kreisstadt bedauert. 

	■ Genosse Jörg Hommel informierte über 
die Ergebnisse der Sitzung des Kreistages 
vom 2. März. Es wurde festgelegt, nach der 
Sommerpause eine gemeinsame Beratung 
des Kreisvorstandes und der Kreistagsfrak-
tion durchzuführen. Im Sommer wird es 
drei Regionalkonferenzen mit den Mandat-
strägern der LINKEN im Kreis und in den 
Kommunen geben. 

information
         

historische daten und jahrestage im märz 2022

31.03. 1872:	 Alexandra Kollontai geboren

11. - 26.03. 1872:	Leipziger Hochverratsprozess 
gegen August Bebel, Wilhelm Liebknecht und Adolf 
Hepner

01.03. 1922	 Jitzchak Rabin geboren

18.03. 1922:	 Egon Bahr geboren

25.03. 1922:	 Gründung der Kommunisti-
schen Partei Brasiliens

01.03. 1942:	 Erlass über die „planmäßige 
geistige Bekämpfung von Juden, Freimaurern und 
mit ihnen verbündeten Gegnern des Nationalsozia-
lismus“

28. und 29.03. 1942:	 Lübeck wird als 
erste deutsche Großstadt bombardiert

01.03. 1947:	 Aufruf des Parteivorstandes 
der SED zur Durchführung eines Volksentscheids 
über ein einheitliches demokratisches Deutsch-
land
07. - 09.03. 1947:   Gründungskongress des 
Demokratischen Frauenbundes (DFD)

12.03. 1947:	 Verkündung der Truman-
Doktrin

10.03. 1952:	 Stalin-Note mit Angebot eines 
Friedensvertrages für Deutschland

02.03. 1972:	 Veröffentlichung des Berichts 
„Grenzen des Wachstums“ vom Club of Rome

09.03. 1992:	 Menachem Begin gestorben

18.03. 2002:	 Klaus Croissant (deutscher 
Strafverteidiger) gestorben
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 terminübersicht

März 2022:
24.03.	 19:00 Uhr	 Neu- und Jungmitgliedertreffen des  
			   Kreisverbandes (online)

25.03.	 17:00 Uhr	 Friedenskundgebung
			   Döbeln, Obermarkt, vor dem Rathaus

26.03.			   Landesjugendtag des Jugendverbandes 
			   [´solid]

April 2022:
06.04.	 18:00 Uhr	 Sitzung des Kreisvorstandes
			   Bürgerbüro Döbeln, Bahnhofstraße 1a

09.04.			   Gemeinsame Beratung von Landesvorstand 
			   und Landesrat 

12.04.			   Online-Sprechstunde der Landesvorsitzenden 
			   Susanne Schaper und Stefan Hartmann 

28.04.			   Girls Day

Vorder- und Rückseite des Aktivierungs-Flyers des Kreisverbandes

Wie bereits in unserer Februar-Ausgabe angekündigt, hat unsere Kreisvorsitzende 
Marika Tändler-Walenta, eine langfristige Flyer-Aktion zur (Re)-aktivierung von 
Wähler*innen der LINKEN gestartet. Wir bilden die Vorder- und Rückseite des Flyers 

ab, von dem 30.000 Stück zur Verfügung stehen.

Friedenskundgebungen in Freiberg ...
von Paul Senf

Während wir am 23.02. als einer der ersten Kreisverbände der LINKEN in 
Sachsen eine Friedensdemo zum Konflikt zwischen der Ukraine und Russland 
auf dem Obermarkt in Freiberg organisierten, konnten wir die folgende 
Eskalation zwar erahnen, aber noch hoffen, dass es doch nicht so weit 
kommen würde. Mittlerweile wissen wir, dass der kleine Funken Hoffnung 
auch vergebens war. Schon ein Tag später begann der Angriffskrieg Russlands 
gegen die Ukraine offiziell und all unsere Befürchtungen wurden wahr. 
Am 23. folgten unserem Demoaufruf unter dem Motto „Vernunft ist alles was zählt“ 
über 50 Leute, um für Frieden in der Ukraine zu demonstrieren. Mit musikalischer 
Untermalung und dem aufblasbaren Panzer mit verbogenem Rohr haben wir – sichtbar 
für viele Freiberger*innen - bereits früh ein Zeichen gegen Krieg und vor allem auch 
Solidarität mit der zivilen Bevölkerung und allen Betroffenen des Krieges gesetzt.  
Redebeiträge kamen sowohl von Marika, als auch Dirk Neubauer, dem Bürgermeister 
von Augustusburg und von uns unterstützten Kandidaten zur Landratswahl. Marika 
betonte die allgemeine linke Perspektive auf Außenpolitik und machte klar, dass 
wir als LINKE in dieser Situation, wie in der Vergangenheit auch, für friedliche 
diplomatische Lösungen und gegen eine Spirale des Aufrüstens stehen. Sie sprach 
ihre Solidarität für betroffene Menschen auf beiden Seiten der Frontlinie aus und 
forderte konkrete und schnelle Hilfsangebote für sie.
Dirk Neubauer schloss sich dem Gedanken nach schneller Hilfe für die Betroffenen 
an und berichtete davon wie er mitbekommt, dass diese angespannte Situation und 
ein drohender Krieg in Europa uns alle beschäftigt und betrifft.

... und in Geringswalde

Landratskandidat Dirk Neubauer, unterstützt von der LINKEN, während 
seines Redebeitrags zur Friedenskundgebung am 23. Februar in Freiberg

Für den 1. März hatte das kürzlich gegründete Aktionsbündnis „Geringswalde 
aufstehen“ zu einer Friedenskundgebung aufgerufen. Anlass ist der Krieg Russlands 
gegen die Ukraine. Es wurde eine Friedenstaube entsendet und dazu aufgefordert, 
Briefe an die russische und ukrainische Botschaft zu schreiben mit der Forderung, 
die Kriegshandlungen unverzüglich einzustellen. Lasst uns Licht in die Welt bringen 
und entzündet eure Kerzen“, heißt es weiter. Die Briefe wurden zur Kundgebung 

gesammelt und weitergeleitet.


